 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/3100223/2022

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Josef Ungericht in der Beschwerdesache
des ***Bf1*** ***Bf1-Adr***, (iber die Beschwerde vom 4. April 2021 gegen den Bescheid
des Finanzamtes Osterreich vom 25. Mérz 2021 betreffend Einkommensteuer
(Arbeitnehmerveranlagung) 2020, zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen. Der angefochtene
Bescheid wird im Sinne der Beschwerdevorentscheidung abgeandert.

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe/n sind der
Beschwerdevorentscheidung zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

1. Der Beschwerdefiihrer (in der Folge kurz: Bf.) machte in seiner Erklarung zur
Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) fiir das Jahr 2020 (elektronisch eingelangt beim
Finanzamt am 03.02.2021) fir zwei Kinder seiner Lebenspartnerin den Familienbonus Plus

geltend.

2. Im Einkommensteuerbescheid 2020 vom 25.03.2021 hat das Finanzamt den Familienbonus
Plus (zunachst) beriicksichtigt bzw. in Hohe der tarifmaBigen Einkommensteuer nach § 33 Abs.
1 EStG 1988 als Absetzbetrag zuerkannt.

3. In der gegen diesen Einkommensteuerbescheid vom 25.03.2021 erhobenen Beschwerde
(eingereicht per FinanzOnline am 04.04.2021) wurde vom Bf. vorgebracht, dass er den
Familienbonus Plus nur fiir ein Kind erhalten habe. Da seitens des Bf. angenommen werde,
dass der Familienbonus Plus fiir das zweite Kind somit an den leiblichen Vater ,,gegangen ist”,
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der Kindesvater allerdings eigentlich kein Recht auf den Familienbonus Plus habe, da die zwei
Kinder nicht bei ihm wohnhaft seien und die Kindesmutter bzw. Lebenspartnerin des Bf.
,Unterhaltsvorschuss vom Gericht bezieht”, werde diesbeziiglich um Uberpriifung und
Richtigstellung ersucht.

4. In der Beschwerdevorentscheidung des Finanzamtes vom 15.11.2021 wurde der
Familienbonus Plus (verbosernd) vollumfanglich aberkannt. Begriindend fiihrte das Finanzamt
nach auszugsweiser Wiedergabe der gesetzlichen Bestimmungen des § 33 Abs. 3a EStG 1988
aus, dass der Familienbonus Plus fir ein Kind, fiir das im jeweiligen Monat ein
Unterhaltsabsetzbetrag zustehe, beim Familienbeihilfenberechtigten oder dem
Unterhaltsleistenden mit Unterhaltsabsetzbetrag in voller Hohe oder jeweils in Hohe der Halfte
(Verhaltnis 50:50) zu berlicksichtigen sei. Weiters hat das Finanzamt ausgefiihrt wie folgt:

»Im Beschwerdefall ist strittig, ob dem Beschwerdefiihrer als Lebensgefahrten der
Kindesmutter der Familienbonus Plus fiir die Kinder K1 geb. tt.mm.2007 und K2 geb.
tt.mm.2009 zusteht.

Entgegen der Annahme in der Beschwerdeschrift gibt es keinen Hinweis, dass der Kindesvater,
der von der Kindesmutter getrennt lebt, der Unterhaltsverpflichtung nicht nachgekommen ist.
Nach dem diesbeziglich eindeutigen Gesetzeswortlaut kann beim (neuen) Partner der
Kindesmutter nur fiir die Monate ein Anspruch auf den Familienbonus bestehen, in denen
(dem Kindesvater) kein Unterhaltsabsetzbetrag zusteht. Steht jedoch ein
Unterhaltsabsetzbetrag zu, erfolgt keine Berlicksichtigung beim Partner des
Familienbeihilfenberechtigten.

Der Beschwerdefiihrer (= Stiefvater) selbst hatte im Jahr 2020 weder Anspruch auf den
Unterhaltsabsetzbetrag noch bezog er Familienbeihilfe fiir die Kinder. Daher hat der
Beschwerdefiihrer im vorliegenden Fall keinen Anspruch auf den Familienbonus gemaR § 33
Abs. 3a Z 3 lit b EStG.

Wegen Fehlen der Tatbestandsvoraussetzungen war die Beschwerde als unbegriindet
abzuweisen und der bereits gewahrte Familienbonus Plus musste zurickgefordert werden.”

5. Dagegen wurde vom Bf. ein Vorlageantrag (am 28.11.2021 Uber FinanzOnline) eingebracht.
Darin brachte der Bf. im Wesentlichen vor, er sei der Lebensgefdhrte von Frau M., mit welcher
er die beiden Kinder in der gemeinsamen Wohnung erziehe und fir welche sie gemeinsam fir
den Lebensunterhalt etc. aufkamen. Die Kindesmutter Frau M. sei seit Dezember 2015 vom
leiblichen Kindesvater beider Kinder geschieden. Abweichend von der
Beschwerdevorentscheidung des Finanzamtes vom 15.11.2021 sei der Kindesvater seit Jahren
mit dem Kindesunterhalt in Verzug, weshalb seine Lebensgeféhrtin seit 2016 fir beide Kinder
den Unterhaltsvorschuss von € 200,00 je Kind vom Bezirksgericht Ortl beziehe. Des Weiteren
sei seine Lebensgefahrtin die Familienbeihilfebezieherin und kénne selbst den Familienbonus

Plus nicht beanspruchen.
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6. In der Folge ersuchte das Finanzamt das (zustdandige) Amt fur Kinder- und Jugendhilfe beim
Stadtmagistrat Ortl um Auskunft Gber die vom Kindesvater (Unterhaltsverpflichteter) in den
Jahren 2019 bis 2021 fir die zwei Kinder geleisteten Unterhaltszahlungen (e-mail des
Finanzamtes vom 16.03.2022). Mit mail bzw. Schreiben vom (jeweils) 16.03.2022 libermittelte
das Amt fur Kinder- und Jugendhilfe dem Finanzamt eine Bestatigung bzw. Auflistung tber die
vom Kindesvater in den Jahren 2019 bis 2021 geleisteten Zahlungen. Erganzend wurde
bestatigt, dass der Kindesvater seiner Verpflichtung seit Mai 2019 regelmalig und zur Ganze
nachgekommen sei. Da der Anspruch auf Unterhaltsvorschiisse mit Ende Oktober 2021
geendet habe und der Kindesvater regelmaRig den vollen Unterhalt in Héhe von € 200,00 pro
Kind leiste, beziehe die Kindesmutter seit November 2021 keine Unterhaltsvorschiisse mehr.

7. Mit Schreiben des Finanzamtes (Erganzungsersuchen) vom 17.03.2022 wurde dem Bf. die
Auskunft bzw. Bestatigung des Amtes fir Kinder- und Jugendhilfe beim Stadtmagistrat Ortl zur
Kenntnis gebracht und der Bf. dazu um Stellungnahme ersucht. Seitens des Bf. erfolgte dazu
keine Stellungnahme.

8. Der eingebrachte Vorlageantrag vom 28.11.2021 wurde vom Finanzamt dem
Bundesfinanzgericht am 05.05.2022 zur Entscheidung vorgelegt (Vorlagebericht des
Finanzamtes vom 05.05.2022). Seitens des Finanzamtes wird im Vorlagebericht nach Darlegung
des Sachverhalts und Darlegung der Rechtsansicht des Finanzamtes die ,Abweisung des
Vorlageantrages” beantragt.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Bf. lebte im Streitjahr 2020 mit seiner Lebensgefahrtin M. und deren zwei Kinder, die aus
der geschiedenen Ehe der Lebensgefahrtin stammen, im gemeinsamen Haushalt (Wohnung in
***ABf1-Adr***). Im Streitjahr 2020 wurde die Familienbeihilfe fiir die zwei Kinder von der
Lebensgefahrtin des Bf. bezogen. Der Lebensgefahrtin wurden im Streitjahr 2020 fir die zwei
Kinder monatliche Unterhaltsvorschiisse von 200,00 Euro je Kind seitens des Amtes fiir Kinder-
und Jugendhilfe beim Stadtmagistrat Ort1 bezahlt. Die von der Lebensgefahrtin im Streitjahr
2020 bezogenen Unterhaltsvorschiisse wurden vom (geschiedenen) leiblichen Kindesvater
(regelmaRBig) und in voller Héhe (4.800,00 Euro im Jahr 2020) an das Amt fir Kinder- und
Jugendhilfe beim Stadtmagistrat Ort1 zurlickbezahlt.

2. Beweiswiirdigung

Die Feststellungen zur gemeinsamen Lebensgemeinschaft und zum gemeinsamen Haushalt
und die Feststellungen zum Bezug der Familienbeihilfe und der Unterhaltsvorschisse fiir die
zwei Kinder im Streitjahr 2020 durch die Lebensgefahrtin des Bf. ergeben sich aus dem
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Akteninhalt und sind unstrittig. Die Feststellung, dass der leibliche Kindesvater die im Streitjahr
2020 an die Lebensgefahrtin des Bf. geleisteten Unterhaltsvorschiisse an das auszahlende Amt
im gesamten Umfang bezahlt hat, ergibt sich aus der vorliegenden Bestatigung (e-mail und
Schreiben vom jeweils 16.03.2021) des Amtes fiir Kinder- und Jugendhilfe beim Stadtmagistrat
Ort1, an deren Richtigkeit seitens des Bundesfinanzgerichts keine Zweifel bestehen und
wogegen seitens des Bf. auch keine Einwendungen erhoben wurden.

3. Rechtliche Beurteilung

Strittig im vorliegenden Fall ist, ob dem Bf. fiir die zwei aus der geschiedenen Ehe seiner
Lebensgefahrtin entstammenden Kinder der Familienbonus Plus zuzuerkennen ist oder nicht.

§ 33 Abs. 3a EStG 1988 (iber den Familienbonus Plus in der fiir den gegenstandlichen Fall
anzuwendenden Fassung lautet (auszugsweise):

»(3a) Fur ein Kind, flr das Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967
gewahrt wird und das sich standig in einem Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer
anderen Vertragspartei des Abkommens iber den Europadischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz aufhalt, steht auf Antrag ein Familienbonus Plus nach MaRgabe der folgenden
Bestimmungen zu:

1. Der Familienbonus Plus betragt

a) bis zum Ablauf des Monats, in dem das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, fiir jeden
Kalendermonat 125 Euro,

b) nach Ablauf des Monats, in dem das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, fiir jeden
Kalendermonat 41,68 Euro.

3. Der Familienbonus Plus ist in der Veranlagung entsprechend der Antragstellung durch den
Steuerpflichtigen wie folgt zu bericksichtigen:

a) Fir ein Kind, fur das im jeweiligen Monat kein Unterhaltsabsetzbetrag nach Abs. 47 3
zusteht:

— Beim Familienbeihilfenberechtigten oder dessen (Ehe-)Partner der nach Z 1 oder Z 2
zustehende Betrag oder

— beim Familienbeihilfenberechtigten und dessen (Ehe-)Partner jeweils die Halfte des nach Z 1
oder Z 2 zustehenden Betrages.
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b) Fir ein Kind, fur das im jeweiligen Monat ein Unterhaltsabsetzbetrag nach Abs. 427 3
zusteht:

— Beim Familienbeihilfenberechtigten oder vom Steuerpflichtigen, dem fiir das Kind der
Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, der nach Z 1 oder Z 2 zustehende Betrag oder

— beim Familienbeihilfenberechtigten und dem Steuerpflichtigen, dem fiir das Kind der
Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, jeweils die Halfte des nach Z 1 oder Z 2 zustehenden Betrages.

Flr einen Monat, flr den kein Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, steht dem
Unterhaltsverpflichteten kein Familienbonus Plus zu.

c) Die Aufteilung des Familienbonus Plus gemakR lit. a und b ist bei gleichbleibenden
Verhaltnissen fur das gesamte Kalenderjahr einheitlich zu beantragen. Wird von den
Anspruchsberechtigten die Beriicksichtigung in einer Hohe beantragt, die insgesamt lber das
nach Z 1 oder Z 2 zustehende Ausmal hinausgeht, ist jeweils die Halfte des monatlich
zustehenden Betrages zu bericksichtigen.

d) ..

[..]“

§ 33 Abs. 4 EStG 1988, in dem u.a. der Unterhaltsabsetzbetrag geregelt ist, lautet in der fir den
gegenstdndlichen Fall anzuwendenden Fassung (auszugsweise):

»(4) Darliber hinaus stehen folgende Absetzbetrage zu, wenn sich das Kind standig in einem
Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des Abkommens Uiber
den Europadischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhalt:

3. Steuerpflichtigen, die fiir ein Kind den gesetzlichen Unterhalt leisten, steht ein
Unterhaltsabsetzbetrag von 29,20 Euro monatlich zu, wenn

— das Kind nicht ihrem Haushalt zugehort (§ 2 Abs. 5 Familienlastenausgleichsgesetz 1967) und

— flir das Kind weder ihnen noch ihrem jeweils von ihnen nicht dauernd getrennt lebenden
(Ehe-)Partner Familienbeihilfe gewahrt wird.

Leisten sie fir mehr als ein nicht haushaltszugehoriges Kind den gesetzlichen Unterhalt, so
steht fiir das zweite Kind ein Absetzbetrag von 43,80 Euro und fiir jedes weitere Kind ein
Absetzbetrag von jeweils 58,40 Euro monatlich zu. Erfillen mehrere Personen in Bezug auf ein
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Kind die Voraussetzungen fir den Unterhaltsabsetzbetrag, so steht der Absetzbetrag nur

einmal zu.

[..]“

Aus dem eindeutigen Gesetzeswortlaut des o0.a. § 33 Abs. 3a Z 3 EStG 1988 ergibt sich, dass
beim Bf. nur dann der Familienbonus Plus zu beriicksichtigen ist, wenn fiir das Kind (die zwei
Kinder der Lebensgefahrtin des Bf.) im jeweiligen Monat kein Unterhaltsabsetzbetrag nach
Abs. 4 Z 3 zusteht. GemaR der Bestimmung des o0.a. § 33 Abs. 4 Z 3 EStG 1988 hat die
Zuerkennung des monatlichen Unterhaltsabsetzbetrages u.a. zur Voraussetzung, dass der
Steuerpflichtige fiir ein Kind den gesetzlichen Unterhalt leistet.

Der Bf. geht offenbar ebenfalls von dieser Rechtsansicht aus und stiitzt seinen Anspruch auf
den Familienbonus Plus darauf, dass der Kindesvater seit Jahren mit dem Kindesunterhalt in
Verzug sei, weshalb seine Lebensgefahrtin seit 2016 fiir beide Kinder den Unterhaltsvorschuss
von € 200,00 je Kind vom Bezirksgericht Ort1 beziehe (vgl. Vorlageantrag vom 28.11.2021).
Dazu ist seitens des Bundesfinanzgerichts darauf hinzuweisen, dass der Unterhaltsabsetzbetrag
an die tatsachliche Leistung des (vollen) Unterhalts in Hohe der Unterhaltsverpflichtung
geknipft ist. Wird Unterhalt nicht oder nicht ausreichend geleistet, tritt die 6ffentliche Hand
(Jugendwohlfahrtstrager) mit Unterhaltsvorschussleistungen in Vorlage. Der
Unterhaltsverpflichtete ist sodann zur Abdeckung (Riickzahlung) des Unterhaltsvorschusses
verpflichtet (vgl. § 26 Unterhaltsvorschussgesetz 1985 — BGBI. Nr. 451/1985 (WV)). Empfanger
ist sodann der Jugendwohlfahrtstrager, der Unterhaltsabsetzbetrag steht nach Mal3gabe der
Ruckzahlung zu (vgl. Herzog in EStG: Kommentar, Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, § 33 Tz 67,
VwWGH 21.12.2016, Ro 2015/13/0008, uHa die vorangefiihrte Kommentarstelle).

Diesbeziiglich gilt nun sachverhaltsmalig die Feststellung, dass der leibliche Kindesvater
entgegen dem Vorbringen des Bf. im Vorlageantrag vom 28.11.2021 im Streitjahr 2020 sehr
wohl als gesetzlich Unterhaltsverpflichteter den gesetzlichen Unterhalt fiir die zwei Kinder an
die Kindesmutter bzw. an die Lebensgefahrtin des Bf. laufend und in voller Héhe (4.800 Euro
im Jahr 2020) geleistet hat. Damit steht dem leiblichen Kindesvater fiir die zwei Kinder der
Lebensgefahrtin des Bf. fiir 12 Monate bzw. das gesamte Streitjahr 2020 der
Unterhaltsabsetzbetrag zu. Daraus folgt weiters, dass der Familienbonus Plus fiir die zwei
Kinder der Lebensgefahrtin des Bf. nach § 33 Abs. 3a Z 3 lit. b EStG 1988 beim Bf. nicht zu
berlicksichtigen ist. Anspruchsberechtigt im vorliegenden Fall ist die Kindesmutter bzw. die
Lebensgefahrtin des Bf. als Familienbeihilfenbezieherin sowie der Kindesvater, der als
Unterhaltsverpflichteter den gesetzlichen Unterhalt geleistet hat. Ein Anspruch auf den
Familienbonus Plus beim Bf. ist somit nicht gegeben.

Aus diesen Griinden war spruchgemaR zu entscheiden.
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4. Zulassigkeit der Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall ergibt sich die Losung der Rechtsfrage bereits aus dem ausdriicklichen
Gesetzestext. Die (ordentliche) Revision an den Verwaltungsgerichtshof gegen diese
Entscheidung ist daher nicht zuldssig.

Insgesamt war daher spruchgemaR zu entscheiden.

Feldkirch, am 29. Juni 2022

7von7



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	4. Zulässigkeit der Revision



